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I Begründung zum Bebauungsplan  
 

 

I.A Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplans 
 

I.A.1 Ziel und Zweck der Planung 

Am südöstlichen Ortsrand von Allmersbach zwischen der Schorndorfer Straße und der Straße 

„Im Reutle“ weist die Gemeinde zur Deckung des Bedarfs an Wohnbauflächen den vorliegen-

den Bebauungsplan als allgemeines Wohngebiet (WA) aus. Es handelt sich um Flächen, die 

zum Teil im bestehenden Innenbereich und zum Teil im derzeitigen Außenbereich liegen. Fol-

gende zugrunde liegende Bebauungspläne sind momentan in diesem Bereich gültig: 

 

Bebauungsplan „Im Reutle“ rechtskräftig seit 20.06.1986 

Bebauungsplan „Reutle – Erweiterung II“ rechtskräftig seit 15.12.1983 

 

Die darin unter anderem vorgesehene und teilweise noch nicht realisierte Wohnbebauung mit 

Terrassenhäusern im südlichen Teil des vorliegenden Bebauungsplans, ist aufgrund ihrer ge-

ringen Raumausnutzung und der fehlenden Barrierefreiheit nicht mehr zeitgemäß und bedarf 

einer Anpassung. Gleichzeitig werden vorhandene Baulücken im nördlichen Teil geschlossen 

und es wird ein kleinerer Teil bisheriger Außenbereich zur städtebaulichen Abrundung des 

Siedlungskörpers mit in den Geltungsbereich aufgenommen. Der Geltungsbereich umfasst 

eine Gesamtfläche von 0,8 ha. 

 

Die geplanten Gebäude orientieren sich in ihrer Höhe, Dimensionierung und Lage an den an-

grenzenden Bestandsgebäuden und passen sich an die Hanglage im Planungsgebiet an. Das 

Wohngebiet soll auf diese Weise effektiv, aber im Einklang mit der bestehenden Bebauung 

nachverdichtet werden und somit eine Teilentlastung des Wohnraumbedarfs in Allmersbach 

erzielt werden. Zu diesem Zweck sollen zusätzlich zu den etwa 8 bestehenden insgesamt etwa 

30 neue Wohneinheiten innerhalb des Gebiets entstehen.  

 
 

I.A.2 Plangebiet 

Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand von Allmersbach in direktem Anschluss an die 

bestehende Bebauung. Es wird von der Straße „Im Reutle“ und teilweise von der Schorndorfer 

Straße aus erschlossen. Der Geltungsbereich umfasst 0,8 ha Brutto-Fläche. 

 

Es grenzen an: 

 im Norden:   Schorndorfer Straße und Wohnbebauung 

 im Osten:   Schorndorfer Straße und freie Landschaft 

 im Süden:   Straße Im Reutle und Wohnbebauung 

 im Westen:   Straße Im Reutle und Wohnbebauung 
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I.A.3 Städtebauliche Zielvorstellungen 

Das Gebiet grenzt direkt an bestehende Wohnbebauung an und bewirkt durch die Bebauung 

mehrerer freier Grundstücke einen Lückenschluss. Durch das Werkzeug der Nachverdichtung, 

wird an dieser Stelle der allgemeine Grundsatz des Städtebaus (Innen- vor Außenentwicklung) 

berücksichtigt und angewendet. Der Gebietscharakter des Allgemeinen Wohngebiets gibt der 

Planung eine in ihrer Ausgestaltung flexible Fläche für die vorgesehene Form der Bebauung 

vor. Die steilen Hanglagen im südlichen Teil können mit einer aufgelockerten Bauweise durch 

drei Mehrfamilienhäuser mit gemeinsamer Tiefgarage bebaut werden. In ihrer städtebauli-

chen Körnung entspricht sie sowohl im Abstand zueinander als auch zur Umgebungsbebauung 

dem umliegenden Gebietscharakter und erlauben eine vielfältige Wohnnutzung. Durch die 

gemeinsame Anlage der Häuser und einen zentralen Platz in deren Mitte entsteht hier eine 

gewisse Quartiersqualität. 

 
 

I.A.4 Übergeordnete Planung 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 

Backnang ist der vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplans überwiegend als Wohn-

baufläche ausgewiesen. Im südlichen Teil wird bisher auch als landwirtschaftliche Fläche dar-

gestellt. Den Zielsetzungen des Verfahrens folgend, muss im Parallelverfahren zum Bebau-

ungsplan auch der Flächennutzungsplan geändert werden. 
 

 

Abb. 1: Flächenutzungsplan der vVG Backnang - Ausschnitt Allmersbach 
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Im Regionalplan des Verbands Region Stuttgart ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans 

in der Raumnutzungskarte bereits vollständig als Siedlungsfläche Wohnen und Mischgebiet 

gekennzeichnet.  

 

 

Abb. 2: Regionalplan der Region Stuttgart - Ausschnitt Allmersbach 

 

Die Strukturkarte des Regionalplans weist die Gemeinde Allmersbach im Tal als Verdichtungs-

raum des Mittelzentrums Backnang aus. Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Natura 2000-

Gebiete (FFH- und Vogelschutzgebiete) und Wasserschutzgebiete werden von der Planung 

nicht berührt. Offenlandbiotop sind nicht betroffen.  

 

 

I.A.5 Festsetzungen des Bebauungsplans 

Das Plangebiet wird vollständig als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Die städtebau-

liche Ausformung wird durch die Festsetzungen der Grundflächenzahl von 0,4 bis 0,5, der Erd-

geschossrohfußbodenhöhe (EFH) ± 0,30 m ü. NN sowie der maximalen Gebäudehöhen (GH) 

bestimmt. Als Dachformen werden extensiv begrünte Flach- oder Pultdächer und Satteldächer 

festgesetzt. Die Baufenster sind so ausgelegt, dass unter Wahrung der angestrebten städte-

baulichen Grundordnung, Spielräume für die Ausformung der Baukörper bleiben.   

 

 

I.A.6 Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die Haupterschließung erfolgt über die Straße Im Reutle und für ein Bestandsgebäude über 

die Schorndorfer Straße. Die Erschließung innerhalb des Plangebiets wird durch private Zu-

fahrtsflächen gewährleistet. Um das Abstellen der Fahrzeuge der zu erwartenden Anwohner 

zu ermöglichen sind auf den Grundstück Carports, Garagen und Tiefgaragen vorgesehen. 
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Durch diese planerischen Festsetzungen, wird ein Ausweichen des ruhenden Verkehrs auf die 

Straße Im Reutle reduziert. 

 

Die Entsorgung der Müllbehälter und somit auch die Erschließung für die Fahrzeuge des 

Müllentsorgungsunternehmens kann vom Reutle aus erfolgen. 

 
 

I.A.7 Grünordnung 

Die Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen durch Pflanzbindungen und -gebote ermöglichen 

die landschaftliche Einbindung des neuen Siedlungskörpers und in geringem Umfang eine Mi-

nimierung des Eingriffs. Über die Festsetzung von extensiver Dachbegrünung wird ein weiterer 

Beitrag zur Minimierung des entstehenden Eingriffs in Natur und Landschaft geleistet und Le-

bensraum für Pflanzen und Tiere geschaffen, sowie eine geringfügige Entlastung der Nieder-

schlagsspitzen bei Starkregenereignissen bewirkt. 

 

 

I.A.8 Bodenordnung 

Die Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind derzeit teilweise in 

Privat- und teilweise im Gemeindeeigentum.  
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I.B Umweltbericht 

 

Der Die Umweltprüfung wird derzeit durchgeführt und der Umweltbericht anschließend er-

stellt und im Fortgang des Verfahrens in die Unterlagen integriert. Es ist eine Eingriffs- / Aus-

gleichsbilanzierung nach der Ökonontoverordnung Baden-Württemberg vorgesehen, um die 

Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter Boden und Biotope darzustellen und mögliche 

Vermeidungs-, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen zu bestimmen.  

 

Erste artenschutzrechtliche Übersichtsbegehungen 2017 und 2020 haben ein Habitatpotential 

für Vögel und am Rande der Untersuchungsflächen für Reptilien ergeben, das derzeit mit wei-

teren artenschutzrechtlichen Untersuchungen detailliert erfasst wird. 
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II  Textliche Festsetzungen 
 

II.A Planungsrechtliche Festsetzungen 

Im Folgenden sind die planungsrechtlichen Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 und 2 BauGB sowie 

der Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt. 

 

 

1. Art der baulichen Nutzung  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1 – 15 BauNVO) 

 
WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 BauNVO) 

In allgemeinen Wohngebieten sind die im § 4 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 

genannten Nutzungen nicht zulässig (der Versorgung des Gebiets dienende Läden, 

Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe). Alle Aus-

nahmen gem. § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden nicht Bestandteil des 

Bebauungsplanes (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-

werbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen). 

 

 

2. Maß der baulichen Nutzung  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 Abs. 2 Nr. 1 und 4 BauNVO) 

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die GRZ entsprechend Planein-

schrieb: 

 

GRZ = 0,4 nach § 17 i.V.m. § 19 BauNVO als Höchstgrenze; vgl. Planeinschrieb 

 

GRZ = 0,5 nach § 17 i.V.m. § 19 BauNVO als Höchstgrenze; vgl. Planeinschrieb 

 

Im Allgemeinem Wohngebiet (WA) ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und § 19 Abs. 4 

BauNVO die Überschreitung der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 durch Garagen und 

Stellplätze mit ihren Zufahrten, Terrassen und Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO bis 

maximal 0,8 zugelassen.  

 
 
3. Bauweise  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

 
 o = offene Bauweise (§ 22 Abs. 1 BauNVO) 

 
 E  = Es sind nur Einzelhäuser (E) zulässig. (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

 

 E/D  = Es sind Einzelhäuser (E) und Doppelhäuser (D) zulässig.  

   (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 
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4. Stellung der baulichen Anlagen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Hauptfirstrichtung gemäß Planeinschrieb. 

 

 

5. Überbaubare Grundstücksflächen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen gem. § 23 Abs. 3 Satz 1 

& 2 BauNVO festgesetzt. Die Überschreitung der Baugrenzen mit Gebäudeteilen ent-

sprechend den Regelungen gem. § 5 Abs. 6 LBO ist zulässig. 

 

 

6. Hofflächen und Stellplätze  
 (§9 Abs.1 Nr.4 BauGB i.V.m. §12 Abs.6 BauNVO) 

 

Es ist mindestens ein Stellplatz pro Wohneinheit auf dem jeweiligen Grundstück her-

zustellen. Stellplätze sind wasserdurchlässig anzulegen. 

 

 

7. Garagen und Nebenanlagen  
 (§ 12 Abs. 1, 6 BauNVO sowie § 14 BauNVO) 
 

Garagen, Carports, überdachte Stellplätze und Schuppen sind innerhalb der hierfür 

festgesetzten Flächen sowie innerhalb der Baugrenzen zulässig. In der festgesetzten 

nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind diese Anlagen bis zu einer Größe von 40 

m³ Bruttorauminhalt zulässig. 

 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf bei der Ermitt-

lung der zulässigen Grundfläche durch die Flächen von Tiefgaragen, die lediglich das 

Grundstück unterbauen, die festgesetzte Grundflächenzahl bis zu einer Gesamtgrund-

flächenzahl von maximal 0,8 überschritten werden. Die Zufahrt zur Tiefgarage wird 

hierbei zur Tiefgaragenfläche gerechnet. Stellplätze müssen mit wasserdurchlässiger 

Flächenbefestigung erstellt werden. 

 
 
8. Höhenlage der baulichen Anlagen und Gebäudehöhen 
 (§ 9 Abs. 3 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 + 2 BauNVO  

in Verbindung mit § 74 Abs. 1, Ziff. 1 LBO) 

 

Die Höhenlage wird festgesetzt durch 

 

 Die im Planteil eingeschriebene Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH). Diese kann 

gem. § 18 Abs. 2 BauNVO um +/- 0,30 m nach oben oder unten abweichen. 

 Die maximale Gebäudehöhe (GH). Diese wird definiert durch den Dachhochpunkt, 

der durch die Oberkante der Dachhaut, bzw. der Attika definiert wird. 
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8. Flächen für die Herstellung des Straßenkörpers  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

 
Zur Herstellung des Straßenkörpers erforderliche unterirdische Stützbauwerke (Hin-

terbeton von Randeinfassungen) sowie entstehende Böschungen sind auf den angren-

zenden Baugrundstücken entschädigungslos zu dulden und zu erhalten. Sie verbleiben 

weiterhin in der Nutzung der jeweiligen Grundstückseigentümer. 

 

 
10. Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 
 (§ 9 Abs.1 Nr.17 und Nr.26 BauGB) 

 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind im gesamten Gebiet bis zu einer Höhe von max. 

3,0 m zugelassen. Stützmauern sind bis zu einer Höhe von max. 2,0 m zugelassen. Das 

bestehende sowie das geplante Gelände einschließlich aller Geländeveränderungen 

müssen in vollem Ausmaß in den Bauvorlagen dargestellt werden. Zur Geländemodel-

lierung soll der im Gelände anstehende Boden verwendet werden. Im Bereich der 

Grünflächen ist zur Geländemodellierung nur kultivierbarer Oberboden zulässig. In die-

sem Bereich gilt das Verschlechterungsverbot gemäß BBodSchG und BBodSchV. 

 

 
11. Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen - Pflanzgebote  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
  

 Die im Lageplan gekennzeichneten Pflanzgebote von Pflanzen aus gebietsheimischer 

Herkunft (autochthone Gehölze) entsprechend der nachfolgenden Pflanzliste 1 sind 

anzupflanzen, dauerhaft zu pflegen, zu erhalten und bei Verlust gleichartig zu ersetzen. 

Die Pflanzstandorte können von dem im Plan eingezeichneten Standorten um höchs-

tens 3 m abweichen.  

 

 Für Einzelbaumpflanzgebote gilt, dass mindestens 4 m² zusammenhängende, belebte 

Bodenschicht pro Baum als Baumscheibe vorgesehen werden muss. Die Baumscheibe 

ist mit Rasen, Wiese, Bodendeckern oder Sträuchern zu bepflanzen. Nicht zulässig sind 

im Bereich der Baumscheibe befestigte Oberflächen, Schotter, Pflasterung oder an-

dere nicht belebte Bodenabdeckungen. Der durchwurzelbare Bodenbereich muss min-

destens 12 m³ Bodenvolumen aufweisen und ist vor Verdichtungen und Schadstoffe-

inträgen (Streusalz, Mineralöleinträge, etc.) zu schützen. Bei Pflanzungen sind die na-

türlichen Arten, ohne Sortenzüchtungen zu verwenden. Bei Standorten im direkten 

Straßenraum kann der Einsatz von Sorten sinnvoll sein. Für die Auswahl von geeigneten 

Sorten der aufgeführten Baumarten wird auf die jeweils aktuelle Liste der Deutschen 

Gartenamtsleiterkonferenz zu Straßenbäumen (GALK-Liste) verwiesen. 

 

Pflanzenliste 1 (Pflanzgebot) 
Großkronige, hochstämmige Laubbäume, Stammumfang: mind. 15 cm 

 

Acer platanoides   - Spitzahorn 
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Acer campestre   - Feldahorn 

Carpinus betulus   - Hainbuche 

Cornus mas   - Kornellkirsche (Baumform) 

Prunus avium   - Vogelkirsche 

Prunus padus   - Traubenkirsche 

Sorbus aucuparia   - Vogelbeere 

Sorbus aria   - Echte Mehlbeere 

Sorbus intermedia   - Schwedische Mehlbeere 

Tilia cordata   - Winter-Linde 

Quercus robur   - Stiel-Eiche 

Quercus petrea   - Trauben-Eiche 

 

Pflanz-Qualitäten / Mindestanspruch an die Laubbäume 

An allen Gehölzen ist ein Verdunstungsschutz um den Stamm bis zum Kronenansatz 

anzubringen. In Bereichen im Übergang zur offenen Landschaft sind an allen Gehölzen 

ein Verbissschutz und ein Wühlmausschutz anzubringen. Die Gehölze sind von lokalen 

Baumschulen mit Nachweis des Ursprungsgebiets 11 – Südwestdeutsches Bergland 

nach VWW – Regiosaaten® zu beziehen. 
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II.B Örtliche Bauvorschriften  
 (§ 9 (4) BauGB und § 74 LBO) 

 

Die folgenden örtlichen Bauvorschriften sind als eigene Satzung beschlossen. 

 

1. Äußere Gestalt der baulichen Anlagen  
 (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

 
a) Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung 

  zugelassen sind für Hauptdächer: 

 

 Satteldächer (SD), Dachneigung 5 - 40°; vgl. Planeinschrieb 

 Flachdächer (FD) extensiv begrünt; vgl. Planeinschrieb 

 Pultdächer (PD) extensiv begrünt; vgl. Planeinschrieb 

 

Nicht zugelassen sind Dachdeckungen aus unbeschichtetem Zink, Blei oder 

Kupfer und andere Materialien, bei denen durch Auswaschung Schadstoffe in 

den Untergrund gelangen können. Dacheindeckungen aus glänzenden oder 

stark reflektierenden Materialien sind unzulässig.   

 

Pult- wie Flachdächer sind extensiv zu begrünen, Flachdächer von Carports und 

Garagen sind allgemein extensiv zu begrünen. Der Aufbau der Substratschicht 

bei einer Begrünung muss mindestens 10 cm betragen und wenigstens eine Ve-

getation von Wildkräutern und Gräsern ermöglichen. Solaranlagen können in 

die extensiv begrünten Dächer in aufgeständerter Bauweise integriert werden. 

 

 b) Dachaufbauten 

Die Summe aller Aufbauten und Einschnitte darf zusammen 60 % der jeweiligen 

Länge des Gebäudes nicht überschreiten. Der senkrechte Abstand zum Dach-

hochpunkt muss mind. 1,0 m, der waagrechte Abstand zur äußeren Giebelwand 

des Gebäudes und zu anderen Aufbauten oder Einschnitten mind. 2,0 m betra-

gen. 

 

c) Fassadengestaltung 

Bei der Fassadengestaltung ist zu beachten, dass keine hochglänzenden Metalle 

und keine grellen, leuchtenden Farben verwendet werden. Zugelassen sind 

Holzfassaden, verputzte Fassaden in ortstypischen Farben sowie Naturstein 

und Glas. 

 

Zur Vermeidung von Vogelschlag und damit der Tötung von artenschutzrecht-

lich geschützten Tierarten ist für Glasflächen und -fassaden, mit einer Größe 

von mehr als 2 m², ausschließlich die Verwendung von Vogelschutzglas zulässig. 

Es muss reflexionsarmes Glas verwendet werden (Gläser mit einem Außenre-

flexionsgrad von maximal 15 %), das entweder transluzent ist, flächige Markie-

rungen auf den Scheiben oder eine UV-reflektierende, transparente Beschich-

tung aufweist. 
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2. Einfriedigungen, Außenanlagen  
 (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

 

 Einfriedigungen sind zugelassen als Doppelstabmatten-, Maschendraht- und Holz-

zaun inkl. Sockel bis 2,0 m Höhe und als freiwachsende und geschnittene Hecken 

mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen bis 2,0 m. 

 

 Zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche ist ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhal-

ten. 

 

 Stellplätze und Garagenzufahrten sowie Hofflächen und Wege sind mit wasser-

durchlässigen Belägen (wasserdurchlässiges Pflaster, Rasengittersteine, wasserge-

bundene Decken, Schotterrasen etc.) anzulegen. Der Unterbau ist entsprechend 

wasserdurchlässig anzulegen (Abflussbeiwert > 0,5).  

 
 
3. Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen und Stellplätze 

(§ 74 Abs. 1 Nr.3 LBO) 

 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen mit Ausnahme der Zugänge, Zufahrten, 

Nebenanlagen und Stellplätze sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Mit dem 

Einreichen des Baugesuchs ist durch Schnitte durch das gesamte Grundstück das Ein-

fügen des Gebäudes, möglichen Stützmauern oder Aufschüttungen bzw. Abgrabungen 

und die Grenzausbildung zu den Nachbargrundstücken nachzuweisen. 

 
 

4. Geländeveränderungen  
 (§ 74 Abs. 1 Nr.3 LBO) 

 

Mit Einreichen der Baugesuche ist anhand von Schnitten durch das gesamte Grund-

stück das Einfügen des Gebäudes, möglichen Stützmauern oder Aufschüttungen bzw. 

Abgrabungen und die Grenzausbildung zu den Nachbargrundstücken nachzuweisen. 

 

 

5. Niederschlagswasser  
 (§ 74 Abs. 3 Nr.2 LBO) 

 

Durch einen niederen Erdwall von ca. 0,5 m Höhe entlang der südlichen Geltungsbe-

reichsgrenze, wird das aus der Landschaft anfallende Niederschlagswasser von den to-

pografisch höher gelegenen Flächen im Süden zurückgehalten und einen offenen Ent-

wässerungsgraben in den nördlich verlaufenden „Brucher Bach“ geleitetet. Das Nie-

derschlagswasser im Gebiet, wird zum Teil über extensiv begrünte Flach- bzw. Pultdä-

cher zurückgehalten, gefiltert und gedrosselt abgeleitet. Ein Retentionsbecken im süd-

lichen Teilbereich und Retentionszisternen im nördlichen Teilbereich, sorgen für zu-

sätzlichen Regenwasserrückhalt. Über einen offenen Entwässerungsgraben wird das 

Niederschlagswasser in den “Brucher Bach“ als Vorfluter geleitet und steht somit dem 

Landschaftswasserhaushalt wieder zur Verfügung. Sofern Retentionszisternen, bzw. 
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Zisternen zur Brauchwassernutzung gebaut werden, sind folgende Hinweise zu beach-

ten: 

 

 Wenn lediglich eine Bewässerung der Außenanlagen vorgesehen ist, ist zu beach-

ten, dass an den Wasserentnahmehahn ein Hinweisschild "Kein Trinkwasser" an-

gebracht wird und gemäß § 17 der Trinkwasserverordnung ein Verbot einer Ver-

bindung zwischen Trinkwasser- und Nichttrinkwasserleitung beachtet wird. 

 

 Sollte darüber hinaus eine Verwendung des Wassers innerhalb des Gebäudes vor-

gesehen sein, hat die Sammlung des Regenwassers über eine Filterung zu erfolgen; 

hierzu wird auf die DIN 2001 über den Bau von Zisternen verwiesen. 

 

 Der Vorratsbehälter muss eine Überlaufleitung erhalten. Das Überlaufwasser wird 

dem Regenwasserkanal zugeleitet. Bei einer Befüllung mit Trinkwasser muss die 

Zuleitung über einen freien Auslauf nach DIN 1988, Teil 4, erfolgen. Der Betreiber 

der Brauchwasseranlage muss sich gegenüber der Bauverwaltung schriftlich ver-

pflichten, keine Verbindung zwischen Trinkwasser und Nichttrinkwasserleitung 

herzustellen und jederzeit eine entsprechende Kontrolle zuzulassen. Etwaige Was-

seruntersuchungen gehen zu Lasten des Betreibers. Die Brauchwasseranlage wird 

in allen Teilen in der ausschließlichen Verantwortung und Haftung des Grundstück-

seigentümers betrieben. 

 

 Das Merkblatt des Landratsamts Rems-Murr-Kreis zur "Speicherung von Regen-

wasser für Brauchwasserzwecke" ist zu beachten (siehe Anhang A.2). 

 

 Die Nutzung einer Wasseranlage mit Nicht-Trinkwasserqualität ist dem Landrats-

amt nach § 13 Abs. 3 der Trinkwasserverordnung anzuzeigen (siehe Anhang A.2). 

 

 
 

II.C Nachrichtlich übernommene Festsetzungen 
 (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

  

 - keine - 
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II.D Hinweise 

 

1. Denkmalschutz 
 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese 

sind unverzüglich der Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Der 

Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige 

in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder 

das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird verwiesen. 

 

 

2. Wasserschutz 
 

Das Plangebiet befindet sich in keinem Wasserschutzgebiet.  

 

 

3. Bodenschutz  
 

Die Regelungen „Bodenschutz“ bei Baumaßnahmen des Landratsamtes Rems-Murr-

Kreis sind zu berücksichtigen.  

 
Wiederverwertung von Erdaushub 

Unbelasteter verwertbarer Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen. Eine 

Deponierung ist nur in Ausnahmefällen zulässig. Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der 

hochwertige Oberboden (humoser Boden) abzuschieben. Er ist vom übrigen Erdaus-

hub bis zur weiteren Verwertung getrennt zu lagern. Erdaushub unterschiedlicher Eig-

nung ist separat in Lagen auszubauen, ggf. getrennt zu lagern und spezifisch zu verwer-

ten.  

 
Bodenbelastungen 

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbe-

lastungen (z. B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Sie sind am 

Ende der Bauarbeiten zu beseitigen. Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so 

zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen 

sind. Werden im Zuge der Bauarbeiten wider Erwarten stoffliche Bodenbelastungen 

angetroffen, ist unverzüglich das Landratsamt Rems-Murr-Kreis zu benachrichtigen. 

Unbrauchbare und/oder belastete Böden sind von verwertbarem Erdaushub zu tren-

nen und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

 
Freiflächen 

Bereiche späterer Freiflächen sind nach Möglichkeit vom Baubetrieb freizuhalten. Dort 

dürfen notwendige Erdarbeiten (z.B. Abschieben des Oberbodens, Bodenauftrag) nur 

mit Kettenfahrzeugen ausgeführt werden.  
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4. Hochwasserschutz und Hochwasservorsorge 
 

Keine Betroffenheit 

 

 

5. Erdarbeiten 
 

Werden bei Erdbewegungsarbeiten Untergrundverunreinigungen festgestellt, so ist 

das dem Umweltschutzamt sowie dem Gesundheitssamt des Landratsamts Rems-

Murr-Kreis mitzuteilen. 

 
 
6. Nutzung der Solarenergie 
 

Solaranlagen sind im Plangebiet allgemein zulässig und von der Gemeinde erwünscht. 

 

 

7. Altlasten  
 

Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

 

 
8. Beleuchtungsanlagen 
 

Beleuchtungsanlagen sind blendfrei zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und 

Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung 

ausgeschlossen ist. Da von der Beleuchtung, vor allem im Übergangsbereich zur offe-

nen Landschaft, negative Auswirkungen auf die nachtaktiven Insekten zu erwarten wä-

ren, sind nur die Verkehrs- und Stellflächen direkt zu beleuchten. Eine Streuung auf die 

angrenzenden Grünflächen ist zu vermeiden. Es sind nur tierfreundliche Leuchtmittel 

(streulichtarm, insektenverträglich) zu verwenden. Beleuchtungsanlagen zur großflä-

chigen und dauerhaften Ausleuchtung von Außenanlagen sind nicht zulässig. 
 
 
9. Leitungszone 
 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 

Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunika-

tionslinien der Telekom vorzusehen.  
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Regionalplan Region Stuttgart (2009): Regionalplan Region Stuttgart in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 12.11.2010 (Nr.44/2010); zuletzt geändert durch die Teiländerung des 

Regionalplans für die Region Stuttgart zur Festlegung von regionalen Schwerpunkten für In-

dustrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen im Korridor der Bundesautobahn A81 

vom Engelbergtunnel bis zur nördlichen Regionsgrenze. Eintritt der Verbindlichkeit gemäß § 

13 Abs. 2 Satz 1 Landesplanungsgesetz (LplG) mit der Veröffentlichung im Staatsanzeiger Ba-

den-Württemberg Nr.32 vom 19.08.2016. 
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Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes sind sämtliche Festsetzungen von Bebauungsplä-
nen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Planes aufgehoben. 
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IV Verfahrensvermerke 
 

1. Aufstellungsbeschluss am  am  … 

(§ 2 Abs. 1 BauGB)   

 

2. Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung  am  … 
 

3. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 1 und Nr. 2 am  … 

 (§ 2 Abs. 1 BauGB) im Amtsblatt 

  

4. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit vom  … 

 (§ 3 Abs. 1 BauGB) bis  … 

 

5. Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstiger vom  … 

Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) bis  … 

 
6. Beschluss zur öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) am  … 

  

7. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 6 am  … 

 (§ 3 Abs. 2 BauGB) im Amtsblatt  

  

8. Öffentliche Auslegung vom … 

 (§ 3 Abs. 2 BauGB)  bis  … 

 

9. Einholung der Stellungnahmen der Behörden und  vom … 

 sonstigen Träger öffentlicher Belange  bis  … 
 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

  

10. Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes und der am  … 

örtlichen Bauvorschriften (§ 10 BauGB + § 74 LBO)  

 

11. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 11 am  ... 

(§ 10 Abs. 3 BauGB) im Amtsblatt  

 

12. Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes (§ 10 Abs. 3 BauGB) ab ... 

 
 
Ausfertigung: 

Es wird bestätigt, dass das Verfahren ordnungsgemäß nach den §§ 1 – 10 BauGB durchgeführt 

wurde und der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung, 

Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats überein-

stimmt. 

 
Gemeinde Allmersbach im Tal, den 

 

 

............................................ 

Ralf Wörner 

Bürgermeister 
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A Anhang 

A.1 Merkblatt - Bodenschutz bei Baumaßnahmen 
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A.2 Merkblatt - Speicherung von Regenwasser für Brauchwasserzwecke 
 

 
 

 
 
 


